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Vorwort

Liebe Leser*innen,

zu einem Freiwilligen Sozialen Jahr und einem Bundesfreiwilligen-
dienst gehören, neben dem eigentlichen Dienst in der Einsatzstelle, 
25 Seminartage fest dazu. Die pädagogische Begleitung inklusive 
der gesetzlich vorgeschriebenen Bildungstage nehmen wir als AWO 
sehr ernst. In den Seminargruppen geht es nicht nur darum, sich 
untereinander auszutauschen, den Dienst zu reflektieren und sich 
beruflich zu orientieren. Im Vordergrund stehen auch das Erkennen 
gesellschaftlicher Zusammenhänge, das kritische Einordnen gesell-
schaftlicher Entwicklungen sowie die Bildung einer eigenen Meinung 
zu den drängenden Fragen unserer Zeit, kurz: die politische Bildung.

Politische Bildung beginnt nicht erst bei der Vermittlung von 
Parteiinhalten und Wahlen, sie setzt bereits viel früher an. Etwa 
bei der Frage „In was für einer Gesellschaft wollen wir eigentlich 
leben?“ Niedrigschwellig werden den jährlich rund 5.000 Freiwilli-
gen die Grundlagen und Zusammenhänge unseres Zusammenlebens 
aufgezeigt und der Bezug zur eigenen Lebensrealität hergestellt. 
So können die Freiwilligen eine eigene, kritische Haltung zu den 
gesellschaftlichen Zuständen entwickeln. Die Kolleg*innen der 
Arbeiterwohlfahrt und des Jugendwerkes der AWO setzen diese Art 
von Bildung vor Ort in vielfältiger Art und Weise um. Das fängt oft 
im Kleinen an, zum Beispiel bei der Frage nach dem gemeinsamen 
Umgang im Seminar, geht über Diskussionen zum Thema Diskrimi-
nierung oder Gender und hört bei öffentlichkeitswirksamen Aktio-
nen für mehr Wertschätzung im Freiwilligendienst nicht auf.
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In diesen Zeiten, in denen es ein globales Erstarken nationalistischer 
und ausgrenzender Kräfte gibt, sehen wir die Notwendigkeit poli-
tischer Bildung mehr denn je. Sie ist die Grundlage für ein demo-
kratisches Bewusstsein, für gesellschaftliche Teilhabe und für die 
Solidarität mit allen denjenigen, die ausgegrenzt und bedroht wer-
den. Wichtig ist, dass wir als Verband Haltung zeigen und Position 
beziehen zu den strittigen Fragen unserer Gesellschaft. Mit unseren 
gelebten AWO-Werten Freiheit, Gleichheit, Gerechtigkeit, Solidarität 
und Toleranz sind wir dafür gut aufgestellt. Dabei gibt es viele neue 
Herausforderungen in der Bildungsarbeit, an denen wir gemeinsam 
wachsen können. Bei der vorliegenden Broschüre handelt es sich 
daher nicht um ein fertiges Konzept, sondern vielmehr um einen 
Diskussionsansatz, der im Laufe der Zeit stetig weiterentwickelt 
werden soll.

Wolfgang Stadler



POLITISCHE BILDUNG IN DEN FREIWILLIGENDIENSTEN (FSJ/BFD) DER ARBEITERWOHLFAHRT

6

1. Einleitung

Die AWO versteht das FSJ (Freiwillige Soziale Jahr) und den BFD 
(Bundesfreiwilligendienst) als ein Bildungs- und Orientierungsjahr, 
das den Freiwilligen Übungs- und Tätigkeitsfelder für soziales und 
politisches Engagement eröffnet. Dabei hat die politische Bildung 
einen besonderen Stellenwert in den AWO-Freiwilligendiensten.

Der spezifische Kontext des FSJ und des BFD mit der Verbindung von 
praktischem Einsatz in einer sozialen Einrichtung und pädagogischer 
Begleitung eignet sich in besonderer Weise für politische Bildung. In 
den begleitenden Bildungstagen wird mit den Freiwilligen der prak-
tische Einsatz reflektiert und in Zusammenhang gebracht mit Fragen 
von sozialer Gerechtigkeit, Teilhabe und Solidarität. Die AWO hat als 
Wohlfahrtsverband mit Angeboten und Einrichtungen für Menschen in 
unterschiedlichen Lebenslagen einen ganz praktischen Einblick in die 
soziale Arbeit. So können soziale und gesellschaftspolitische Fragen 
aufgegriffen werden, die durch ihren praktischen Bezug direkt an die 
Lebens- und Erfahrungswelten der jungen Menschen anknüpfen.

Politische Bildung in den Begleitseminaren wird in der Regel nicht 
als gesondertes Angebot gestaltet, sondern ist eng verzahnt mit der 
Persönlichkeitsbildung, der sozialen Bildung und der Arbeitsweltori-
entierung – sie wird als Querschnittsthema in die unterschiedlichen 
Angebote der Bildungsbegleitung integriert. Dabei legen wir Wert 
darauf, dass politische Bildung weder ein Selbstläufer ist noch alle 
Inhalte politisch sind. Wir konzipieren und initiieren politische Bil-
dung vielmehr gezielt und explizit als ein Angebot der Demokratie-
bildung, 

• das Freiwillige für politische Fragen und Zusammenhänge 
sensibilisiert, 

• das sie ermutigt und unterstützt, sich eine eigene kritische 
Meinung zu bilden,

•  indem soziale und politische Beteiligungs- und Handlungs-
möglichkeiten aufgezeigt werden und 

• das die Teilnehmenden zu aktiver Mitgestaltung anregt. 
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Ziel ist es, dass die Freiwilligen Möglichkeiten erkennen, sich für ihre 
eigenen Belange und die ihrer Mitmenschen solidarisch einzusetzen 
und sie zu motivieren, aktiv zu werden. Die Freiwilligendienste bieten 
so eine große Chance für die Weiterentwicklung der Demokratiefähig-
keit und die Förderung von sozialem Engagement in der Gesellschaft. 

Dieser Anspruch für die politische Bildung fußt auf den AWO-Werten 
und den Werten des Jugendwerks der Arbeiterwohlfahrt, wie sie 
sich im Grundsatzprogramm der AWO und des Jugendwerks wieder-
finden: Solidarität, Toleranz, Freiheit, Gleichheit, Gerechtigkeit 
und Emanzipation. Sie bildeten die Basis für die Gründung der 
Arbeiterwohlfahrt 1919. Menschen setzten sich als Teil der Arbeiter-
bewegung gegen die Armut breiter Massen ein, für die Gleich-
berechtigung von Frauen und für die Solidarität mit Benachteiligten. 
Bedeutend war damals die Idee, dies nicht aus Mildtätigkeit zu tun, 
sondern den Betroffenen auf Augenhöhe zu begegnen und Hilfe zur 
Selbsthilfe zu leisten. Wir sind überzeugt, dass die AWO-Werte heute 
aktueller sind denn je. Sie bilden das Fundament unserer Bildungs-
begleitung in den Freiwilligendiensten und spiegeln sich sowohl in 
unserer eigenen Haltung gegenüber den Freiwilligen wider als auch 
in der konzeptionellen Ausgestaltung der Angebote und der Auswahl 
der Themen aus dem sozialpolitischen Bereich. Politische Bildung 
muss Fragen bei den Teilnehmenden hervorrufen und darf nicht 
durch bereits vorgegebene Antworten ihr Interesse ersticken und 
eigenständiges Denken erschweren. 

Das vorliegende Konzept für die politische Bildung in den Freiwilli-
gendiensten dient als praktische Orientierung für die Ausgestaltung 
der pädagogischen Arbeit der AWO- und Jugendwerks-Träger. Es soll 
Basis sein für die Diskussion und Konzeptentwicklung innerhalb der 
pädagogischen Teams, die ihre Konzepte, Inhalte und Methoden an 
den hier formulierten Zielen und Werten ausrichten. 

Das Papier ist Ergebnis eines internen Verständigungsprozesses der 
Träger, die das FSJ und den BFD bei der Arbeiterwohlfahrt in der 
Praxis umsetzen und die pädagogische Begleitung verantworten. 
Es ist weder abgeschlossen noch allumfassend, sondern wird auch 
künftig kritisch in den Blick genommen, ebenso wie die Umsetzung 
in die Praxis vor Ort.
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2.  Definition und Ziele  
politischer Bildung in den  
AWO-Freiwilligendiensten

Was ist für uns politische Bildung?

Unter politischer Bildung verstehen wir das Initiieren und Organi-
sieren von Bildungsprozessen, damit junge Menschen Wissen über 
politische Strukturen, gesellschaftliche Prozesse und sozioökonomi-
sche Entwicklungen erwerben und die Zusammenhänge zwischen 
diesen drei Ebenen erkennen. Ziel der politischen Bildung ist die 
Analysefähigkeit (verstehen), die Urteilsfähigkeit (eine eigene 
Meinung bilden) und die Mündigkeit (Verantwortung überneh-
men). Damit grenzt sich politische Bildung von anderen Bildungs-
angeboten ab.

Dabei ist von besonderer Bedeutung, dass die politische Bildung in 
den AWO Freiwilligendiensten den Grundsätzen Überwältigungs-
verbot, Gebot der Kontroversität und der Aktivierung verpflichtet ist 
(vgl. Beutelsbacher Konsens). Politische Bildung ist nicht belehrend, 
sondern soll vielmehr Fragen aufwerfen und Menschen in die Lage 
versetzen, eine politische Situation und die eigene Interessenlage 
zu analysieren, nach Mitteln und Wegen zu suchen, die Lage im 
Sinne eigener Interessen zu beeinflussen und sich auch für andere 
einzusetzen.

Politische Bildung wird vor dem Hintergrund der Werte der Arbeiter-
wohlfahrt und des Jugendwerks der Arbeiterwohlfahrt gestaltet und 
ist damit grundsätzlich wertegeleitet. Das Wertegerüst und die Posi-
tionen der AWO und des Jugendwerks werden als Ansätze begründet 
und zur Diskussion gestellt. In einem gemeinsamen Dialog werden 
sie untersucht und kritisch betrachtet. Damit folgt die AWO dem 
ersten Prinzip des Beutelsbacher Konsens, das es verbietet, Teilneh-
mer*innen im Sinne erwünschter Meinungen zu überrumpeln und 
damit an der eigenen Urteilsbildung zu hindern (Überwältigungs-
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verbot). Freiwillige sollen vielmehr selbst herausfinden, welche 
gesellschaftlichen und persönlichen Grundwerte ihnen wichtig sind 
und erfahren, inwiefern sich dieses Wertefundament im praktischen 
Leben verwirklichen lässt.

Wir realisieren politische Bildung unter der Grundannahme, dass 
Demokratie von Generation zu Generation neu erlernt werden muss. 
Politische Bildung wird in den Seminaren der AWO nicht losgelöst 
vom übrigen Bildungsangebot betrachtet, sondern als Querschnitts-
thema verstanden, das bewusst in Bestehendes integriert wird. Oft 
haben die Inhalte in den Bildungsseminaren bereits eine (sozial)
politische Dimension, gleichzeitig ist politische Bildung aber kein 
Selbstläufer. Vielmehr soll gezielt darauf hingearbeitet werden, das 
Politische dabei explizit sichtbar zu machen.

Mit welchem Ziel initiieren wir politische Bildung?

Zentrales Ziel der politischen Bildung der AWO Freiwilligendienste ist 
es, die zumeist jungen Freiwilligen in ihrer Entwicklung zu selbst-
bestimmten, verantwortungsvollen und demokratisch denkenden 
und handelnden Menschen zu unterstützen. Dabei orientieren wir 
uns an vier idealtypischen Schritten:

1. Sensibilisierung: Den Freiwilligen werden Aspekte von Unge-
rechtigkeit in der Gesellschaft aufgezeigt, um ihr Interesse an 
politischen Fragestellungen zu wecken. Sie sollen Lust bekommen, 
sich Gedanken dazu zu machen, was für sie selbst „politisch“ ist. 
Durch einen expliziten Lebensweltbezug werden sie angeregt, sich 
zu überlegen, was einzelne Themen mit ihnen persönlich zu tun 
haben und in welcher Position sie sich dabei befinden. Dies kann 
sowohl den Dienst in ihrer Einsatzstelle als auch ihr Privatleben 
betreffen. Hilfreich ist dabei ein Perspektivwechsel.

2. Urteilsbildung: Die Freiwilligen entwickeln ein Verständnis 
von gesellschaftlichen und politischen Zusammenhängen und 
Entscheidungsprozessen. Um dies zu erreichen, werden ihnen 
verschiedene Positionen dargestellt, wobei auch Widersprüche 
aufgezeigt werden. Ziel ist es, dass die Komplexität einzelner 
Themen und Aspekte wahrgenommen wird. Auch sollen Modell-
haftigkeiten erkannt werden, um Einzelerfahrungen im größeren 
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Kontext verstehen zu können (gesellschaftliche Erklärungs-
modelle). Schlussendlich werden die Freiwilligen angeregt, eigene 
Positionen zu entwickeln und diese zu formulieren, zu diskutieren 
und zu vertreten.

3. Erkennen von Beteiligungs- und Handlungsmöglichkeiten: 
Die Freiwilligen erlangen über die Auseinandersetzung mit unter-
schiedlichen Themen Klarheit darüber, was ihr eigenes Anliegen 
ist und wo dieses platziert werden kann. Ziel ist es, dass sie sich 
selbst als politische*n Akteur*in wahrnehmen und zugleich zu 
einer realistischen Einschätzung der Möglichkeiten (und Grenzen) 
ihrer eigenen Handlungsfähigkeit gelangen. Die Freiwilligen wer-
den angeregt, ihre eigenen Ziele zu definieren und einzuschätzen, 
wie sie diese am besten erreichen können. Dafür wird ihnen auch 
aufgezeigt, dass Menschen gemeinsam etwas bewirken können 
(Solidarität und Kooperation) und wie sie mögliche Bündnispart-
ner*innen für ihr Anliegen gewinnen können.

4. Aktiv werden: Die Freiwilligen setzen sich für ihre Belange oder 
die ihrer Mitmenschen ein. Wenn sie aktiv werden, machen sie 
Selbstwirksamkeitserfahrungen, die sich positiv auf ein mögliches 
künftiges Engagement auswirken. Hierzu wird den Freiwilligen 
Mut gemacht, selbst aktiv zu werden. Sie werden darauf vor-
bereitet, dass es vielfach einen langen Atem braucht, um etwas 
zu bewirken. Als Beispiele für mögliches Handeln werden ihnen 
das eigene Wahl- und Konsumverhalten, mögliche politische 
Aktivitäten und ein gemeinsames Organisieren mit anderen 
aufgezeigt. Mit besonderem Bezug zu den AWO-Freiwilligen-
diensten werden den Freiwilligen die besonderen Möglichkeiten 
des Sprecher*innen systems und der Projektarbeit nahegelegt, wo 
sie sich in geschütztem Rahmen engagieren können.



HALTUNG UND WERTE

11

3. Haltung und Werte

Die Politische Bildung in unseren Seminaren wird vor dem Hinter-
grund der Werte der Arbeiterwohlfahrt und des Jugendwerks der 
Arbeiterwohlfahrt – Solidarität, Toleranz, Freiheit, Gleichheit, 
Gerechtigkeit und Emanzipation – gestaltet. Damit ist sie grund-
sätzlich wertegeleitet (siehe Kap. 2). Dies spiegelt sich auch in der 
Haltung der pädagogischen Fachkräfte im Rahmen der pädagogi-
schen Begleitung wieder, sowohl bezogen auf ihr eigenes Rollen-
verständnis als auch auf ihr Menschenbild und ihren Blick auf die 
Freiwilligen, für die sie die Bildungsangebote konzipieren und mit 
denen zusammen sie diese umsetzen.

Als Seminarleitende

Das Selbstverständnis der pädagogischen Fachkräfte und das 
 Verständnis ihrer Rolle als Initiator*innen und Begleiter*innen der 
politischen Bildung sind wegweisend für die praktische Umsetzung 
der Angebote – dies betrifft sowohl die Themenauswahl (siehe 
Kap. 4) als auch die Didaktik und Methodik (siehe Kap. 5).

Die Seminarleitenden sind in erster Linie selbst Menschen mit 
einer individuellen Biografie und Lebenssituation, haben eigene 
Einstellungen und persönliche Überzeugungen. Darüber hinaus 
sind sie aber auch professionelle Fachkräfte, die Bildungsangebote 
gezielt und explizit initiieren können. Sie handeln und vermitteln 
im Namen der Arbeiterwohlfahrt oder des Jugendwerks der Arbeiter-
wohlfahrt und somit auf dem Fundament der AWO-Werte.

Die pädagogischen Fachkräfte selbst werden bei politischen 
 Bildungsangeboten keine „neutrale Haltung“ einnehmen (können). 
Sie werden diese jedoch so gestalten, dass hier offene und wert-
schätzende Diskussionen stattfinden. Dabei wird Kontroversität nicht 
nur zugelassen, sondern unterschiedliche Standpunkte, Optionen 
und Alternativen werden gezielt aufgezeigt und kritisch diskutiert. 
Dies entspricht dem zweiten Prinzip des Beutelsbacher Konsens, dem 
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Gebot der Kontroversität. Es besagt, dass „im Unterricht kontrovers 
erscheinen muss, was in Wissenschaft und Politik kontrovers ist“ 
(vgl. Beutelsbacher Kosens).

Um die Angebote der politischen Bildung entsprechend dieser 
Grundlagen und Zielsetzungen authentisch und für die Freiwilligen 
gewinnbringend umzusetzen, verfahren die pädagogischen Fach-
kräfte wie folgt: 

• Sie setzen sich im eigenen Trägerteam fortlaufend kritisch mit 
den Zielen und Inhalten der politischen Bildung auseinander und 
überlegen gemeinsam, wie die politische Bildung in der Seminar-
arbeit bestmöglich umgesetzt werden kann. Dabei definieren sie 
für sich, wie sie sich im Spannungsfeld Ergebnis- und Prozess-
orientierung (Zielsetzung vs. Offenheit) verorten.

• Sie halten Widersprüche in der Diskussion aus, beziehen aber bei 
antidemokratischen und menschenfeindlichen Haltungen und 
Aussagen klare Gegenposition und ergreifen gegebenenfalls die 
nötigen Maßnahmen, die anderen Freiwilligen in der Gruppe zu 
schützen (z. B. wenn diese sich argumentativ unsicher oder per-
sönlich angegriffen fühlen). Hierfür können sie sich ausdrücklich 
auf die entsprechenden Positionen der AWO gegen solche Haltun-
gen beziehen und haben damit immer den gesamten Verband als 
Stütze hinter sich.

• Die pädagogischen Fachkräfte werden sich klar darüber, wo sie 
selbst die Grenze der Offenheit gegenüber individuellen Haltun-
gen oder Aussagen sehen und wann eine Positionierung erfor-
derlich ist. Anhand von Beispielen aus der Praxis definieren sie im 
Team, in welchen Situationen sie sich auf eine Diskussion ein-
lassen, wann eine klare Positionierung erforderlich ist und wann 
gegebenenfalls auch eine Diskussion beendet wird und/oder 
andere Maßnahmen ergriffen werden (z. B. Ausschluss aus dem 
Seminar, wenn eine Provokation zur Bedrohung wird).

• Sie verschaffen sich Sicherheit durch Wissen, indem sie sich zu 
den entsprechenden Themen fachlich weiterbilden, z. B. im Rah-
men der Fachtagungen und Fortbildungen für die pädagogischen 
Fachkräfte des AWO Bundesverbandes und darüber hinaus.



HALTUNG UND WERTE

13

Gegenüber den Freiwilligen

Die pädagogischen Fachkräfte begegnen den Freiwilligen grundsätzlich 
mit einer unvoreingenommenen und wertschätzenden Grundhaltung. 
Sie machen deutlich, dass Unterschiedlichkeit akzeptiert wird und 
ein Gewinn für die Seminargruppe ist. Sie begreifen die Vielfalt der 
AWO-Freiwilligen als Stärke. Den Freiwilligen vermitteln sie, dass jede 
individuelle Biografie von Relevanz und jede Haltung von Interesse 
ist und dass dafür auch Platz in der Seminararbeit ist. Ziel ist es, eine 
Vertrauensatmosphäre zu schaffen, in der jede*r gut arbeiten kann.

Wie die Erfahrung aus der Seminarpraxis zeigt, sind junge Menschen 
nicht per se desinteressiert an Politik. Vielmehr sind sie oft gelang-
weilt vom politischen Tagesgeschehen oder fühlen sich von den 
klassischen Formen der Politik nicht angesprochen und ausreichend 
repräsentiert. Die Pädagog*innen gehen daher mit dem grundsätz-
lichen Zutrauen auf die Freiwilligen zu, dass diese

• eigene Meinungen vertreten und Positionen entwickeln können,
• empfänglich sind für Prozesse und Inhalte der politischen Bildung,
• Interesse am Austausch mit anderen über das gesellschaftliche 

Zusammenleben haben und dieses verbessern möchten und
• dass sie die Fähigkeit haben, Verantwortung für sich und für 

 andere zu übernehmen.

Sie akzeptieren aber auch, dass diese Interessen und Fähigkeiten 
bei den Freiwilligen unterschiedlich ausgeprägt sind und dass ein 
spezifisches Seminar, Thema oder eine Methode nicht für jede*n zu 
jedem Zeitpunkt das Passende ist.

Für die praktische Arbeit bedeutet das, dass die pädagogischen 
Fachkräfte

• den Teilnehmenden auf Augenhöhe begegnen (wertschätzender 
Umgang, kein Moralisieren),

• stärken- und ressourcenorientiert arbeiten,
• offen und sensibel für die Themen und Bedarfe der Freiwilligen 

sind, ihre Ansichten anhören und offene Gespräche ermöglichen,
• ihre Sprache entsprechend anpassen, damit die Freiwilligen sich 

auch angesprochen fühlen und
• einen Lebensweltbezug für die Teilnehmenden herstellen.
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4. Themen und Inhalte

Im Folgenden finden sich besonders geeigneten Themen für die 
Seminararbeit, die sowohl von besonderer Bedeutung für die AWO 
sind, z. B. durch den Bezug zu den Werten, der Geschichte und 
den aktuellen Positionen der AWO, als auch passend sind für die 
Thematisierung mit den Freiwilligen, z. B. über einen Bezug zum 
Einsatzfeld. Für jedes Thema werden diese Bezüge kurz aufgezeigt. 
Außerdem werden aktuelle gesellschaftliche und politische Ent-
wicklungen dargestellt. Die Links am Ende der jeweiligen Themen 
verweisen auf weiterführende Dokumente, z. B. Themeneinführun-
gen, AWO-Positionen oder Handreichungen. Es handelt sich dabei 
um die Themen Demokratie, Soziale Gerechtigkeit, Gruppenbezogene 
Menschenfeindlichkeit, Gender, Inklusion, Interkulturelle Öffnung, 
Flucht und Migration, Europa und Nachhaltigkeit.

Demokratie

Demokratie, zu Deutsch „Herrschaft des Volkes“, ist ein weiter 
Begriff für eine Vielzahl politischer Ordnungen, Prinzipien und 
Lebens formen. Auch wenn es keine allseits geteilte Definition des 
Begriffs gibt, so herrscht weitestgehend Einigkeit über die Mindest-
anforderungen einer Demokratie. So fußen Demokratien auf 
allgemeinen, freien und gleichen Wahlen, auf der freien Äußerung 
von Interessen und Meinungen sowie auf der Gewaltenteilung. Im 
Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland ist das demokratische 
Prinzip in Artikel 20, Absatz 2, niedergelegt. Dort heißt es: „Alle 
Staatsgewalt geht vom Volke aus.“ Außerdem verweist das Grund-
gesetz auf die freiheitlich demokratische Grundordnung, deren Prin-
zipien das Bundesverfassungsgericht erläutert hat. Danach gehören 
zur freiheitlich demokratischen Grundordnung unter anderem die im 
Grundgesetz angesprochenen Menschenrechte, die Unabhängigkeit 
der Gerichte und die Chancengleichheit aller politischen Parteien. 
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Der Begriff der Demokratie beschreibt nicht nur Merkmale des 
Staates und der Verfassung, sondern auch die Lebensform einer 
Gesellschaft. Charakteristisch für eine demokratische Gesellschaft 
ist etwa, dass sich Menschen in vielfältigen Vereinigungen, z. B. in 
Parteien oder Verbänden zusammenschließen, um ihre Interessen zu 
verfolgen und ihre Werte zur Geltung zu bringen – auch in Sozial-
verbänden wie der Arbeiterwohlfahrt. Solche Vereinigungen müssen 
auch im Inneren demokratisch aufgebaut sein. Die Demokratie fußt 
auf einem demokratischen Bewusstsein in der Bevölkerung, sie 
braucht daher Demokrat*innen. Ein Kernziel politischer Bildung ist 
es, demokratisches Bewusstsein zu stärken und weiterzuentwickeln. 
Gleichzeitig bedarf eine lebendige Demokratie der täglichen Erfah-
rung, der demokratischen Praxis, etwa am Arbeitsplatz, im Verein, in 
der Kommunalpolitik, in Bürgerinitiativen oder Selbsthilfegruppen. 

Für die Arbeiterwohlfahrt ist gemäß ihrem Grundsatzprogramm die 
demokratische Gesellschaftsordnung „zwingende Voraussetzung“ 
ihrer Arbeit. Die AWO ist demokratisch und föderativ aufgebaut, die 
verbandspolitische Willensbildung geht von den Mitgliedern aus. 
Die AWO wirkt an der Gesetzgebung mit und wendet sich mit ihren 
Anliegen an Abgeordnete der demokratischen Parteien. Nach dem 
Verbandsstatut ist die Mitgliedschaft oder Beschäftigung bei der 
AWO unvereinbar mit der Mitgliedschaft oder Mitarbeit in extrem 
rechten Parteien oder Organisationen. Mit dem Leipziger Appell 
bekräftigte der Bundesausschuss der Arbeiterwohlfahrt im Jahr 2019 
das Engagement des Gesamtverbandes gegen Rechtspopulismus und 
Nationalismus.

Die sozialdemokratische Arbeiter*innenbewegung war in der 
deutschen Geschichte eine der wichtigsten Trägerinnen demokrati-
scher Ideen. Das spiegelt sich auch in der Geschichte der Arbeiter-
wohlfahrt. Marie Juchacz, die im Jahr 1919 die AWO gründete, war 
Frauensekretärin beim Parteivorstand der SPD und eine Vorkämpfe-
rin des aktiven und passiven Frauenwahlrechts in Deutschland. In 
der Weimarer Nationalversammlung hielt sie im Februar 1919 als 
erste Frau in der Geschichte des deutschen Parlamentarismus eine 
Rede. Mit dem Ende der Weimarer Demokratie im Jahr 1933 wurde 
in Deutschland auch die Existenz der Arbeiterwohlfahrt zerstört. 
Die Nationalsozialisten verboten die AWO noch im selben Jahr, ihr 
Vermögen und ihre Einrichtungen wurden beschlagnahmt. Marie 
Juchacz und andere Führungskräfte der AWO mussten ins Ausland 
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fliehen. Erst 1946 konnte die AWO als parteipolitisch und konfes-
sionell unabhängige und selbständige Organisation in Hannover 
wiedergegründet werden. 

Demokratiefeinde fordern auch heute die Gesellschaft heraus. Weil 
sie scheinbar klare Antworten auf Identitäts- und Orientierungs-
fragen geben, können sich gerade Heranwachsende und junge 
Erwachsene von ihnen angezogen fühlen. Gegner*innen der 
Demokratie lehnen eine pluralistische Gesellschaft ab und nutzen 
Verschwörungserzählungen und Falschinformationen als Teil ihrer 
Propaganda – vor allem in der internetbasierten Kommunikation. 
Die AWO kann im Rahmen der FSJ/BFD-Seminare dazu beitragen, 
Jugendliche so zu stärken, dass sie Propaganda und Hetze gegen 
Minderheiten frühzeitig als solche erkennen. Vor allem aber, dass 
sie sich in einer sich schnell wandelnden und komplexen Gesell-
schaft ihrer Interessen und Werte bewusst werden und gemeinsam 
mit anderen für sie einstehen. Die demokratische und partizipative 
Umsetzung der Seminare spielt dabei eine wichtige Rolle.

Die AWO als Verband ist darüber hinaus selbst Beispiel für einen Ort 
der Demokratiebildung. Unsere Bildungsarbeit möchte den Frei-
willigen daher auch über eine Mitgliedschaft in der AWO bzw. dem 
Jugendwerk der AWO weitere Möglichkeiten für Teilhabe aufzeigen.

„Nur die Demokratie kann weltanschau-
liche, religiöse, sexuelle, ethnische, 
soziale und sprachliche Vielfalt in ein 
politisches Gleichgewicht bringen und 
jeden Menschen in seiner Einzigartigkeit 
wertschätzen.“
AWO Grundsatzprogramm, S. 8
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AWO-Positionen

• Grundsatzprogramm der Arbeiterwohlfahrt (2019): www.awo.org/sites/
default/files/2020-01/Grundsatzprogramm%20der%20AWO_2019.pdf

• Grundsatzprogramm des Jugendwerks der Arbeiterwohlfahrt (2012): www.
bundesjugendwerk.de/fileadmin/Grundsatzprogramm__Konzepte__Standards/
grundsatzprogramm_2012.pdf

• Leipziger Appell - Für ein demokratisches und solidarisches Gemeinwesen 
(Pressemitteilung des AWO Bundesverbandes vom 27.05.2019):  
https://www.awo.org/sites/default/files/2019-05/TOP_4_Anlage_Leipziger%20
Appell%202019-EF-3.pdf

Hintergrundinformationen

• Bundeszentrale für politische Bildung (Hrsg.): Informationen zur politischen 
Bildung Nr. 332/2017 Demokratie (2017):  
https://www.bpb.de/izpb/248539/demokratie

Soziale Gerechtigkeit

Soziale Gerechtigkeit ist das zentrale Thema der politischen 
Bildungsarbeit der AWO Freiwilligendienste. Die Frage nach 
gesellschaftlicher Teilhabe und Verteilung der gesellschaftlichen 
 Ressourcen stand für die Arbeiterwohlfahrt schon bei ihrer Gründung 
im Mittelpunkt. Der Widerspruch zwischen Armut und Reichtum 
brachte bereits zu Beginn des letzten Jahrhunderts ein starkes sozia-
les Ungleichgewicht mit sich. In der Zeit nach dem Ersten Weltkrieg 
verfolgte die AWO eine Doppelstrategie. Zum einen wollte sie durch 
konkrete Hilfe zur Selbsthilfe die akute Not der Bevölkerung lindern. 
Zum anderen wollte sie die Gesellschaft mit Hilfe des demokrati-
schen Sozialismus demokratisieren. Auch heute steht die soziale 
Frage, also die Frage, in was für einer Gesellschaft wir eigentlich 
leben wollen, im Zentrum vieler unserer Debatten. 

Die herrschenden wirtschaftlichen und politischen Verhältnisse 
können Ungleichheiten hervorbringen, indem sie Menschen von 
vornherein begünstigen oder aber ihnen ungünstigere Lebens-
chancen zuweisen. Der gesellschaftliche Status und die Lebenslagen 

http://www.awo.org/sites/default/files/2020-01/Grundsatzprogramm%20der%20AWO_2019.pdf
http://www.awo.org/sites/default/files/2020-01/Grundsatzprogramm%20der%20AWO_2019.pdf
http://www.bundesjugendwerk.de/fileadmin/Grundsatzprogramm__Konzepte__Standards/grundsatzprogramm_2012.pdf
http://www.bundesjugendwerk.de/fileadmin/Grundsatzprogramm__Konzepte__Standards/grundsatzprogramm_2012.pdf
http://www.bundesjugendwerk.de/fileadmin/Grundsatzprogramm__Konzepte__Standards/grundsatzprogramm_2012.pdf
https://www.awo.org/sites/default/files/2019-05/TOP_4_Anlage_Leipziger%20Appell%202019-EF-3.pdf
https://www.awo.org/sites/default/files/2019-05/TOP_4_Anlage_Leipziger%20Appell%202019-EF-3.pdf
https://www.bpb.de/izpb/248539/demokratie
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der Menschen, also Vermögen, Einkommen, Wohnsituation, Besitz, 
soziales Milieu, Mobilität, Bildung etc., sind stark von den gesell-
schaftlichen Bedingungen abhängig. Armut und soziale Ausgrenzung 
sollen nach Überzeugung der AWO konsequenter bekämpft werden, 
nicht zuletzt durch eine gerechtere Verteilungspolitik. Im Grundsatz-
programm von 2019 heißt es dazu: „Gerechtigkeit herrscht, wenn 
jeder Mensch frei ist, gemeinschaftlich handelt und die gleichen 
Chancen im Leben hat. Dafür braucht es staatliche Steuerung und 
Umverteilung: Gerechtigkeit ist auch Verteilungsgerechtigkeit.“ 

Zentraler Bezugspunkt unserer Bildungsarbeit ist der kontinuier-
liche, konzeptionelle, nicht formale und persönliche Ansatz. Dieser 
Ansatz erleichtert den Zugang der Teilnehmenden zur politischen 
Bildung erheblich. Jugendliche sind verstärkt verunsichert und 
politikverdrossen. Dies bedeutet jedoch nicht, dass sie nicht an den 
Fragen des gesellschaftlichen Zusammenlebens interessiert wären. 
Es bedeutet vielmehr, dass wir für die Herausforderungen, die 
sich daraus ergeben, stets neue konzeptionelle und methodische 
Wege finden müssen. Diese sollten jeweils an den Erfahrungen der 
Teilnehmenden ansetzen und praktisch mit ihrem Tätigkeitsumfeld 
verbunden werden. 

„Der freiheitliche demokratische 
Sozialismus ist zugleich unser nie 
endender Auftrag, für eine fortschrittliche, 
freie, gerechte, demokratische und 
solidarische Gesellschaft einzustehen. 
Mit unserer Arbeit wollen wir 
Ungleichheiten überwinden, soziale 
Gerechtigkeit schaffen und allen 
Menschen gesellschaftliche sowie 
kulturelle Teilhabe ermöglichen.“

AWO Grundsatzprogramm, S. 5
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Die direkte Verknüpfung Sozialer Gerechtigkeit mit den Tätigkeits-
feldern der Freiwilligen im FSJ und BFD ist die Soziale Arbeit. Ein 
wichtiger Ansatz, wie er v. a. von Staub-Bernasconi, Obrecht und 
Geiser ausgearbeitet wurde, kann die Bestimmung der Sozialen 
Arbeit als Menschenrechtsprofession sein. Er fußt auf den Grund-
sätzen der Menschenrechtserklärung und auf der gesellschaftlichen 
Übereinkunft, das Recht aller Menschen auf ein menschenwürdiges 
Leben zu fördern und zu schützen. Soziale Arbeit als Menschen-
rechtsprofession tritt in diesem Sinne gesellschaftlichen Ungerech-
tigkeiten und Situationen der Machtlosigkeit entgegen und sucht 
Auswege aus Zuständen der Unterdrückung. Gegenstand Sozialer 
Arbeit in diesem Sinne ist das Lösen, Lindern oder Verhindern sozia-
ler Probleme, die sich aus einer unzureichenden Integration von 
Individuen in ihren sozialen Systemen ergeben, wodurch sie ihre 
grundlegenden Bedürfnisse dauerhaft nicht befriedigen können. Die 
Ziele Sozialer Arbeit sind demnach Bedürfnisbefriedigung, Teilhabe 
an der Gesellschaft sowie Stärkung der Autonomie und Selbstbestim-
mung (vgl. Definition sozialer Arbeit der International Federation of 
Social Workers, 2014). 

Auch die gesellschaftlichen Rahmenbedingungen der Sozialen Arbeit, 
zum Beispiel die Finanzierung oder die konkreten Arbeitsbedin-
gungen in den Einsatzstellen vor Ort, können auf Fragen der Sozia-
len Gerechtigkeit zurückgeführt werden. Die Freiwilligen können 
die AWO dabei sowohl als Akteurin der Sozialen Arbeit als auch als 
werte geleitete Akteurin der Sozialpolitik kennenlernen. Die Vielfalt 
der Trägerlandschaft in den Freiwilligendiensten ermöglicht den 
Freiwilligen eine breite Auswahl an Verbänden und Einsatzstellen 
mit unterschiedlichen Konzepten und Wertvorstellungen bei ver-
gleichbaren Rahmenbedingungen. Um Freiwillige zu gewinnen, 
sollte die AWO mit ihren Themen und Werten daher klar erkennbar 
sein. Die Bedeutung des Themas Soziale Gerechtigkeit ist insge-
samt profilgebend für den Freiwilligendienst bei der AWO. Auch das 
Jugendwerk der AWO hat eigene Positionen zu Sozialer Gerechtigkeit 
und ein sozialpolitisches Konzept erarbeitet. Hieraus ergeben sich 
viele mögliche Inhalte und Anregungen für die politische Bildungs-
arbeit im Seminar.
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AWO-Positionen

• Grundsatzprogram der Arbeiterwohlfahrt (2019):  
www.awo.org/sites/default/files/2020-01/Grundsatzprogramm%20der%20
AWO_2019.pdf

• AWO Bundesverband e. V. (Hrsg.): Armut im Lebensverlauf. Kindheit, Jugend 
und junges Erwachsenenalter. Forderungen der Arbeiterwohlfahrt anlässlich 
der fünften Phase der AWO-ISS-Langzeitstudie (2019): http://www.awo.org/
sites/default/files/2019-11/191104_Br_Armut_im_CV_bf.pdf

• Bundesjugendwerk der AWO: Wohlstand, Baby! Vom guten und schönen 
Leben. Sozialpolitisches Konzept des Jugendwerks der AWO (2008):  
https://www.bundesjugendwerk.de/fileadmin/user_upload/Texte_und_
Broschueren/Wohlstand_Baby_ueberarbeitet_2014.pdf

Hintergrundinformationen

• Definition sozialer Arbeit der International Federation of Social Workers (2014): 
www.dbsh.de/profession/definition-der-sozialen-arbeit/deutsche-fassung.html

• Spatscheck, Christian: Soziale Arbeit als Menschenrechts profession. Begrün-
dung und Umsetzung eines professionellen Konzepts. Sozial Extra 32, S. 6-9 
(2008).

Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit

Unter Gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit wird jegliche Form 
von Diskriminierung und feindseligen Einstellungen gegenüber 
einer gesellschaftlichen Gruppe verstanden. Der Begriff wurde 
geprägt vom Bielefelder Sozialwissenschaftler Wilhelm Heitmeyer. 
Zu den Diskriminierungsformen gehören z. B. Rassismus, Sexismus, 
Homo- & Transphobie, Antisemitismus, Antiziganismus, Adultismus 
oder Klassismus.

Die Arbeiterwohlfahrt akzeptiert keinerlei Form der Ungleichwer-
tigkeit von Menschen. Wir sehen es daher als unsere Pflicht, junge 
Menschen für Vielfalt und gegen Diskriminierung zu sensibilisieren 
und sie zu einer eigenen Haltung zu motivieren. Nicht nur die 
Seminar gruppen, sondern vor allem auch die Einsatzstellen bilden 
einen Querschnitt der Gesellschaft ab. Hier treffen verschiedene 
Kulturen, Religionen oder Geschlechteridentitäten unterschiedlichs-

http://www.awo.org/sites/default/files/2020-01/Grundsatzprogramm%20der%20AWO_2019.pdf
http://www.awo.org/sites/default/files/2020-01/Grundsatzprogramm%20der%20AWO_2019.pdf
http://www.awo.org/sites/default/files/2019-11/191104_Br_Armut_im_CV_bf.pdf
http://www.awo.org/sites/default/files/2019-11/191104_Br_Armut_im_CV_bf.pdf
https://www.bundesjugendwerk.de/fileadmin/user_upload/Texte_und_Broschueren/Wohlstand_Baby_ueberarbeitet_2014.pdf
https://www.bundesjugendwerk.de/fileadmin/user_upload/Texte_und_Broschueren/Wohlstand_Baby_ueberarbeitet_2014.pdf
http://www.dbsh.de/profession/definition-der-sozialen-arbeit/deutsche-fassung.html
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ter sozialer Herkunft aufeinander. In den Seminaren können die 
Freiwilligen dabei unterstützt werden, die 
Vielfalt der Gesellschaft wahrzunehmen 
und wertzuschätzen. 

Insbesondere in Anbetracht der gegen-
wärtigen gesellschaftspolitischen Ent-
wicklungen ist es unabdingbar, junge 
Menschen über Gruppenbezogene Men-
schenfeindlichkeit aufzuklären, sie zu 
ermutigen, sich eine eigene Meinung zu 
bilden und diese aktiv zu vertreten. Die 
anhaltende Gewalt gegenüber Geflüch-
teten, die jahrelang unentdeckte rassisti-
sche Mordserie des Nationalsozialistischen 
Untergrunds (NSU) oder der zunehmende 
Antisemitismus in Deutschland sind nur 
einige Erscheinungsformen Gruppenbezogener Menschenfeindlich-
keit. Freiwillige sind oftmals direkt oder indirekt von diesen oder 
zahlreichen anderen Ausprägungen betroffen und sollen dazu er-
mutigt werden, aktiv Stellung zu beziehen und sich an gesellschaft-
lichen Diskursen zu beteiligen. 

„Gleichheit gründet in 
der gleichen Würde aller 
Menschen. Sie verlangt 
gleiche Rechte vor dem 
Gesetz, die Gleichstellung 
aller Geschlechter und 
den Schutz vor 
Diskriminierung.“ 
AWO Grundsatzprogramm, S. 5

AWO-Positionen

• AWO-Stellungnahme: Position des Bundesverbandes der AWO zum Umgang 
mit der Partei Alternative für Deutschland (2016): www.awo.org/sites/default/
files/2016-11/AWO_Position_Umgang_mit_der_AfD.PDF

Hintergrundinformationen

• Bundeszentrale für politische Bildung: Gruppenbezogene 
Menschenfeindlichkeit (2015): www.bpb.de/politik/extremismus/
rechtsextremismus/214192/gruppenbezogene-menschenfeindlichkeit

• Bundeszentrale für politische Bildung: Dossier Antisemitismus:  
www.bpb.de/politik/extremismus/antisemitismus/37966/aktuelle-situation

• Heitmeyer, Wilhelm (Hrsg.): Deutsche Zustände, Folge 1-10 (2002-2012).

http://www.awo.org/sites/default/files/2016-11/AWO_Position_Umgang_mit_der_AfD.PDF
http://www.awo.org/sites/default/files/2016-11/AWO_Position_Umgang_mit_der_AfD.PDF
http://www.bpb.de/politik/extremismus/rechtsextremismus/214192/gruppenbezogene-menschenfeindlichkeit
http://www.bpb.de/politik/extremismus/rechtsextremismus/214192/gruppenbezogene-menschenfeindlichkeit
http://www.bpb.de/politik/extremismus/antisemitismus/37966/aktuelle-situation
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Gender

Unter dem Begriff „Gender“ versteht man die Bezeichnung für das 
soziale Geschlecht in Abgrenzung zum biologischen Geschlecht. 
Hierdurch wird verdeutlicht, dass Geschlechterrollen keinen 
unverrückbaren biologischen Hintergrund haben, sondern erst 
durch  soziale Interaktionen und Zuordnungen geschaffen werden. 
Geschlecht ist demnach ein soziales Konstrukt. Die Arbeiterwohlfahrt 
steht für eine gerechte Gesellschaft ein, in der jedem Menschen – 

unabhängig von Geschlechtszugehörigkeit oder 
sexueller Identität – die gleichen Chancen auf 
freie Entfaltung zustehen. Die Werte der Arbeiter-
wohlfahrt bedeuten auch Solidarität mit den 
Menschen, die aufgrund ihres Geschlechts oder 
ihrer geschlechtlichen Identität benachteiligt 
werden. Die umfassende gesellschaftliche Gleich-
stellung von Frauen und Männern ist seit ihrer 
Gründung erklärtes Ziel der AWO. 

Gender Mainstreaming ist seit den Amsterdamer 
Verträgen von 1997 ein Ziel der EU-Politik und 
eine verbindliche Richtlinie für alle Mitglieds-
staaten. Das bedeutet, dass sowohl Politik als 
auch Organisationen und Institutionen jegliche 
Vorhaben hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf 
die Gleichstellung von Frauen und von Männern 
zu untersuchen und zu bewerten haben. Dabei 
sollen sie gegebenenfalls Maßnahmen zur Gleich-

stellung ergreifen. Bei der Planung, Durchführung und Auswertung 
von Maßnahmen müssen die unterschiedlichen Lebenslagen von 
Frauen und Männern und die Auswirkungen auf die Geschlechter 
berücksichtigt werden. 

Im Jahr 2018 veröffentlichte die AWO erstmalig einen Gleich-
stellungsbericht, in dem sie sich selbstkritisch mit der Umsetzung 
der Geschlechtergerechtigkeit im Verband – im Haupt- und Ehren-
amt – auseinandersetzt. Hier zeigt sich z. B. die Unterrepräsentanz 
von Frauen in haupt- und ehrenamtlichen Führungspositionen 
der AWO. 

„Alle Menschen 
sollen unabhängig 
von Geschlecht und 
sexueller Identität 
ihre Bedürfnisse 
befriedigen, ihre 
Fähigkeiten ent-
falten und Sorge für 
sich und andere 
tragen können.“
AWO Grundsatzprogramm, S. 19 
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Aber auch gesamtgesellschaftlich ist Geschlechtergerechtigkeit 
noch immer keine Selbstverständlichkeit. Häufig führt dies zu 
geschlechtsbedingter Benachteiligung, wie zum Beispiel dem Gender 
Pay Gap. Dieser Begriff bezeichnet den Umstand, dass Frauen für die 
gleiche Arbeit durchschnittlich 20 Prozent weniger Lohn erhalten als 
Männer. Auch die geringe Anzahl der Väter, die eine längere Eltern-
zeit beantragen, um sich um ihre Kinder zu kümmern, sind Ausdruck 
dieser strukturellen Ungleichheit. Gleichzeitig nehmen stereotype 
Vorstellungen von „typisch weiblichen“ und „typisch männlichen“ 
Berufen vielen Menschen die Chance auf Selbstverwirklichung ihrer 
Interessen und Talente. Gerade im sozialen Bereich stellen Frauen 
nach wie vor die Mehrheit und prägen dieses Berufsfeld als „typisch 
weiblich“. Dies schlägt sich auch in der Geschlechteraufteilung im 
FSJ und BFD nieder. So sind lediglich rund ein Drittel der Freiwilli-
gendienstleistenden männlich.

Unsere Gesellschaft ist zumeist klar unterteilt in eine bipolare 
 Geschlechterlogik ohne fließende Übergänge zwischen „Mann“ und 
„Frau“. Doch nicht alle Menschen finden sich in dieser binären Auf-
teilung wieder. Der Bundesverband der Arbeiterwohlfahrt empfiehlt 
daher, das so genannte Gendersternchen (*) in der Schriftsprache 
zu verwenden, um auch diejenigen Menschen miteinzubeziehen, 
die sich nicht in der Aufteilung in Frau und Mann wiederfinden und 
so die Vielfalt der Geschlechter anzuerkennen. In den Freiwilligen-
diensten können junge Menschen dazu ermutigt werden, sich mit 
dem Thema Geschlechtergerechtigkeit auseinanderzusetzen, ein-
grenzenden Geschlechterklischees entgegenzuwirken und selber 
für Geschlechtergerechtigkeit aktiv zu werden. Da viele Freiwillige 
in ihren Einsatzstellen, z. B. in Kitas, selbst als Vorbilder dienen, ist 
eine kritische Auseinandersetzung mit tradierten Rollenbildern und 
stereotypen Vorstellungen von Geschlechtern besonders wichtig.

AWO-Positionen

• AWO Bundesverband e. V. (Hrsg.): Geschlechtergerechtigkeit und Vielfalt: 
Eine Frage des verbandlichen Überlebens. Stellungnahme, Handlungs-
empfehlungen und 1. Gleichstellungsbericht der Arbeiterwohlfahrt (2018): 
www.awo.org/sites/default/files/2018-01/AWO_Gleichstellungsbericht_2018_
barrierefrei.pdf 

http://www.awo.org/sites/default/files/2018-01/AWO_Gleichstellungsbericht_2018_barrierefrei.pdf
http://www.awo.org/sites/default/files/2018-01/AWO_Gleichstellungsbericht_2018_barrierefrei.pdf
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• AWO Bundesverband e. V. (Hrsg.): Die Werte der AWO in Sprache und Schrift. 
Bausteine zum vielfaltssensiblen Formulieren (2016):  
www.awo.org/sites/default/files/2017-05/Vielfaltssensible%20Sprache_
Empfehlungen%20AWO%20Bu_end.pdf

Hintergrundinformationen

• Bundeszentrale für politische Bildung: Gender Mainstreaming:  
www.bpb.de/gesellschaft/gender/gender-mainstreaming/

• Bundesagentur für Arbeit: Die Arbeitsmarktsituation von Frauen und Männern 
(2019): https://statistik.arbeitsagentur.de/DE/Statischer-Content/Statistiken/
Themen-im-Fokus/Frauen-und-Maenner/generische-Publikationen/Frauen-
Maenner-Arbeitsmarkt.pdf

Inklusion

Inklusion wird hier umfassend verstanden als anzustrebende Haltung 
einer Gesellschaft, in der jeder Mensch ungeachtet seiner indivi-
duellen Merkmale wie z. B. Geschlecht, Alter, kulturelle und soziale 
Herkunft, individuelle Fähigkeiten und Behinderungen, sexuelle Ori-

entierung etc. an allen gesellschaftlichen Bereichen 
selbstverständlich teilhaben kann. Die AWO setzt 
sich aufgrund ihres gesellschaftspolitischen Selbst-
verständnisses und ihrer Wertebindung für Inklu-
sion ein, tritt Ausgrenzungsmechanismen entgegen 
und reflektiert die eigene Praxis unter der Perspek-
tive einer inklusiven Organisation, um benachtei-
ligende Strukturen und Barrieren abzubauen. Sie 
fordert eine Umsetzung der 2009 von Deutschland 
ratifizierten UN-Behindertenrechtskonvention, um 
eine gleichberechtigte Teilhabe auch für Menschen 
mit Behinderung zu ermöglichen. 

Die gesellschaftliche Entwicklung der vergan-
genen Jahre zeigt bedenkliche Züge wie z. B. 
die verstärkte ausgrenzende Haltung gegenüber 
Minderheiten. So stellte die AfD 2018 in einer 
kleinen Anfrage im Bundestag einen behinderten-
feindlichen und rassistischen Zusammenhang von 
Behinderung mit Migration und sogar Inzest her. 

„Gemeinsam mit 
Menschen mit Be-
hinderungen machen 
wir uns dafür stark, 
dass sie selbstbe-
stimmt und frei leben 
können. […] Ein 
gleichberechtigtes 
Miteinander von 
Menschen mit und 
ohne Behinderungen 
[…] ist unser Ziel.“

AWO Grundsatzprogramm, S. 22

http://www.awo.org/sites/default/files/2017-05/Vielfaltssensible%20Sprache_Empfehlungen%20AWO%20Bu_end.pdf
http://www.awo.org/sites/default/files/2017-05/Vielfaltssensible%20Sprache_Empfehlungen%20AWO%20Bu_end.pdf
http://www.bpb.de/gesellschaft/gender/gender-mainstreaming/
https://statistik.arbeitsagentur.de/DE/Statischer-Content/Statistiken/Themen-im-Fokus/Frauen-und-Maenner/generische-Publikationen/Frauen-Maenner-Arbeitsmarkt.pdf
https://statistik.arbeitsagentur.de/DE/Statischer-Content/Statistiken/Themen-im-Fokus/Frauen-und-Maenner/generische-Publikationen/Frauen-Maenner-Arbeitsmarkt.pdf
https://statistik.arbeitsagentur.de/DE/Statischer-Content/Statistiken/Themen-im-Fokus/Frauen-und-Maenner/generische-Publikationen/Frauen-Maenner-Arbeitsmarkt.pdf
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Die AfD-Fraktion wollte wissen, wie groß die Zahl der behinderten 
Menschen in Deutschland sei und welchen Einfluss  Eheschließungen 
unter Migrant*innen dabei hätten. Dabei setzte sie implizit Behinde-
rung mit Krankheit gleich. Angesichts solcher Entwicklungen sollen 
junge Menschen durch fundierte und umfassende Informationen 
für eine differenzierte Sichtweise sensibilisiert werden, die ihnen 
eine eigenständige Meinung und Haltung ermöglicht und die sie zur 
aktiven Einmischung befähigt. 

Die Freiwilligen im FSJ und BFD treffen sowohl in den Einsatzstellen 
als auch in den Seminargruppen auf Menschen aus unterschied-
lichsten Lebenswelten mit den verschiedensten Eigenschaften. 
Deshalb sollten die Bildungsseminare in den Freiwilligendiensten 
diversitätsbewusst ausgestaltet sein und sich an der jeweiligen 
Gruppenzusammensetzung orientieren. Dies bedeutet auch, unter-
schiedliche Bedürfnisse innerhalb der Gruppen wahrzunehmen 
und darauf einzugehen, um eine gleichberechtigte Teilhabe aller 
Teilnehmenden zu ermöglichen. Die Freiwilligen können hierdurch 
Vielfalt als etwas Alltägliches erfahren, ihren Wert erkennen und so 
aktiv an der Beseitigung von Ausgrenzungsmechanismen mitwirken.

AWO-Positionen

• Wachsam sein für Menschlichkeit. Offener Brief an die Mitglieder der 
Bundestagsfraktionen von CDU/CSU, SPD, FDP, Die Linke und Bündnis 90/  
Die Grünen aufgrund einer menschenverachtenden Anfrage der AfD (2018):  
www.awo.org/index.php/wachsam-fuer-menschlichkeit

Hintergrundinformationen

• Aktion Mensch: Hintergrundwissen Inklusion: www.aktion-mensch.de/
dafuer-stehen-wir/was-ist-inklusion/hintergrundwissen-inklusion.html 

• Ein großer Schritt nach vorn. Mit der UN-Behindertenrechtskonvention für 
gleichberechtigte Teilhabe in der Gesellschaft: www.aktion-mensch.de/
dafuer-stehen-wir/was-ist-inklusion/un-konvention.html

• Bundeszentrale für politische Bildung: Dossier Zur Inklusion von geflüchteten 
Kindern und Jugendlichen in das deutsche Schulsyste“ (2017):  
www.bpb.de/gesellschaft/migration/kurzdossiers/258059/inklusion-in-das-
schulsystem?p=all

http://www.awo.org/index.php/wachsam-fuer-menschlichkeit
http://www.aktion-mensch.de/dafuer-stehen-wir/was-ist-inklusion/hintergrundwissen-inklusion.html
http://www.aktion-mensch.de/dafuer-stehen-wir/was-ist-inklusion/hintergrundwissen-inklusion.html
http://www.aktion-mensch.de/dafuer-stehen-wir/was-ist-inklusion/un-konvention.html
http://www.aktion-mensch.de/dafuer-stehen-wir/was-ist-inklusion/un-konvention.html
http://www.bpb.de/gesellschaft/migration/kurzdossiers/258059/inklusion-in-das-schulsystem
http://www.bpb.de/gesellschaft/migration/kurzdossiers/258059/inklusion-in-das-schulsystem
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Interkulturelle Öffnung

Das Ziel Interkultureller Öffnung (IKÖ) ist der Abbau von Zugangs-
barrieren und die Förderung der Teilhabe von Menschen, unab-
hängig von Sprache, Herkunft oder zugeschriebener Kultur. Inter-
kulturelle Öffnung ist eine notwendige Antwort auf die wachsende 
kulturelle Vielfalt in unserer Gesellschaft. Sie wird als Prozess 
verstanden, in dem bestehende Strukturen kritisch analysiert und 
auf Ausgrenzungsmechanismen hin untersucht werden, um sie 
schließlich an bestehende Bedarfe und gesellschaftliche Realitäten 
anzupassen.

Die AWO als parteipolitisch und konfessionell unabhängiger Wohl-
fahrtsverband versteht Interkulturelle Öffnung als Querschnitts-
aufgabe in allen Arbeitsbereichen des Verbandes. Im Sinne Sozialer 
Gerechtigkeit soll jedem Menschen Zugang zu den Angeboten der 
AWO und Teilhabe am gesellschaftlichen Leben ermöglicht werden, 
gleich welcher Herkunft, welcher Religion etc. Interkulturelle Öff-
nung fördert Vielfalt, fängt bei jedem und jeder Einzelnen an und 
ist nicht zuletzt eine Frage der Haltung in einem werteorientierten 
Sozialverband.

Die Interkulturelle Öffnung der Freiwilligendienste zielt in erster Linie 
auf eine Ermöglichung des Zugangs für bislang  unterrepräsentierte 
Gruppen. So nahmen beispielsweise im Jahr 2018 bei der AWO 
mehr als 400 Teilnehmer*innen aus Nicht-EU-Staaten, so  genannte 
 Incomer, an einem gesetzlich geregelten Freiwilligendienst teil 
(vgl. AKLHÜ: S. 39). 28 Prozent aller Teilnehmer*innen bei der AWO 
gaben an, einen Migrationshintergrund zu besitzen. Die Förderung 
interkultureller Kompetenz im Seminargeschehen kann als Grund-
lagenbildung für eine funktionierende pluralistische Gesellschaft 
verstanden werden, in der jede*r die gleichen Chancen zur Teilhabe 
erfahren kann. Für die Teilnehmenden geht es dabei darum, innere 
Einstellungen, also die Haltung zu verändern, mit der sie einander 
begegnen, und anzuerkennen, dass Menschen verschieden sind. Dass 
sie sich unterscheiden in Sprache und Verhalten, darin, wie sie sich 
darstellen und verständigen und wie sie leben und arbeiten wollen.
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 AWO-Positionen

• Wie kann Interkulturelle Öffnung in Organisationen aussehen? (2017):  
www.awo.org/wie-kann-interkulturelle-oeffnung-organisationen-aussehen

• AWO Bundesverband e. V. (Hrsg.): Interkulturelle Öffnung. 
Arbeitsauftrag der Migrationsberatung für erwachsene Zuwanderer und 
Jugendmigrationsdienste. Eine Praxishilfe (2015).

• AWO Bundesverband e. V. (Hrsg.): Interkulturelle Öffnung in der 
Jugendberufshilfe – eine Arbeitshilfe für die Praxis (2012):  
www.awo-wuerttemberg.net/images/standpunkte/ikoe2012.pdf

Hintergrundinformationen

• AKLHÜ (Hrsg.): Internationale Freiwillige in Freiwilligendiensten in 
Deutschland 2018 (2019).

Flucht und Migration

Unter Migration wird die räumliche Veränderung eines Lebensmittel-
punktes verstanden. Geschieht dies, um sich selbst vor einer Bedro-
hung in Sicherheit zu bringen, handelt es sich um eine Flucht. Kein 
Mensch kann sich sicher sein, seinen gewohnten Lebensmittelpunkt 
nicht irgendwann verlassen zu müssen. Die Gründe hierfür können 
vielfältig sein, oft ist es die Sorge um die eigene Existenz. Diese 
Erfahrung machte auch AWO-Gründerin Marie Juchacz. Nachdem die 
Nationalsozialisten die AWO zerschlagen hatten, ging sie zunächst 
nach Frankreich ins Exil und floh nach Kriegsausbruch in die USA. 
Bereits während und nach dem Krieg leistete die AWO Unterstützung 
für zahlreiche Geflüchtete. 

Die Unterstützung von Migrant*innen gehört seit mehreren Jahr-
zehnten zu den zentralen Arbeitsfeldern der AWO. Lange Zeit lehnte 
es Deutschland ab, sich als Einwanderungsland zu verstehen. 
Mittlerweile ist das Land jedoch unbestritten vielfältiger geworden. 
Das individuelle Recht auf Asyl ist für die AWO nach wie vor ein 
Grundrecht, das es zu verteidigen gilt, gerade angesichts der massi-
ven Abschottung der Europäischen Union für Migrant*innen. Die AWO 
vertritt den Standpunkt, dass Migration immer auch Chancen und 
Potentiale bietet. 

http://www.awo.org/wie-kann-interkulturelle-oeffnung-organisationen-aussehen
http://www.awo-wuerttemberg.net/images/standpunkte/ikoe2012.pdf
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In den Freiwilligendiensten FSJ und BFD gibt es 
viele Teilnehmende mit Migrationsgeschichte in der 
Familie oder eigener Fluchterfahrung, von denen 
andere Teilnehmende im Seminar lernen können. 
Warum nehmen Menschen die oft lebensgefährli-
che Reise nach Europa trotz aller Risiken auf sich? 
Was bedeutet es, in einem Land „fremd“ zu sein? 
Was braucht es, um Zugewanderten das Ankom-
men zu erleichtern und ihnen Hilfe zur Selbsthilfe 
zu geben? Durch Zuwanderung verändert sich 
zwangsläufig die gesamte Gesellschaft. Welche 
gemeinsamen Regeln und Werte sind uns beim 
Zusammenleben wichtig? Gibt es Themen und 
 Probleme, die uns in der Einwanderungsgesell-
schaft alle gemeinsam beschäftigen, egal woher 
wir kommen? Dies sind Fragen, anhand derer sich 
die Teilnehmer*innen im Seminar ein eigenes 
Bild zum Thema machen können. Migration kann 
so eher als Regelfall denn als Ausnahme in der 
Menschheitsgeschichte erkannt werden.

„Wir treten für 
eine solidarische 
nationale wie 
europäische 
Flüchtlingspolitik 
ein, die Respekt 
vor der Würde 
und dem Recht 
geflüchteter 
Menschen hat.“
AWO Grundsatzprogramm, S. 16

AWO-Positionen 

• AWO Bundesverband e. V. (Hrsg.): Zusammenhalt stärken! Einblicke in die 
Wirkung der Engagementförderung im Rahmen des Projektes „Begegnung 
und Partizipation im Engagement mit Geflüchteten“ (2018): www.awo.org/
publikation-zusammenhalt-staerken

• AWO Bundesverband e. V. (Hrsg.): Internationale Jugendarbeit in der AWO und 
im Jugendwerk der AWO - Bilanz 2017 (2018): www.awo.org/internationale-
jugendarbeit-der-awo-und-im-jugendwerk-der-awo

• AWO-Pressemitteilung: Der Zugang zum individuellen Asylrecht muss erhalten 
bleiben (2017): www.awo.org/fuer-den-fortbestand-des-zugangs-zum-
individuellen-asylrecht

http://www.awo.org/publikation-zusammenhalt-staerken
http://www.awo.org/publikation-zusammenhalt-staerken
http://www.awo.org/internationale-jugendarbeit-der-awo-und-im-jugendwerk-der-awo
http://www.awo.org/internationale-jugendarbeit-der-awo-und-im-jugendwerk-der-awo
http://www.awo.org/fuer-den-fortbestand-des-zugangs-zum-individuellen-asylrecht
http://www.awo.org/fuer-den-fortbestand-des-zugangs-zum-individuellen-asylrecht
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Europa

Insgesamt 27 Mitgliedsstaaten bilden im Jahr 2020 die Europäische 
Union. Gegründet wurde sie 1957 von den sechs Gründungs-
staaten Belgien, Frankreich, Italien, Luxemburg, Niederlande und 
Deutschland, damals noch als Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 
(EWG). Im Jahr 1992 wurde sie mit dem Vertrag von Maastricht als 
Europäische Union deklariert. Für die meisten Europäer*innen und 
auch für uns als Arbeiterwohlfahrt ist sie vor allem ein Verbund, in 
dem wir wie selbstverständlich in Frieden und Freizügigkeit leben. 
Die EU steht in diesem Sinne für Freiheit, Gleichheit und Solidarität, 
wichtige Werte auch für die AWO. Daher positioniert sie sich klar auf 
der Seite der EU-Befürworter*innen und setzt sich für ein solidari-
sches und soziales Europa ein.

Freiheit, Demokratie und Menschenrechte haben die Europäische 
Union geprägt. Jedoch ist dies keine Selbstverständlichkeit. Aktuell 
steht sie an einem entscheidenden Scheidepunkt. Die Idee eines 
vereinigten Europas wird immer häufiger in Frage gestellt. Groß-
britannien hat mit dem Brexit-Referendum 2016 den Austritt aus 
der EU beschlossen und diese 2020 verlassen. Auch in vielen ande-
ren Ländern werden die Stimmen gegen den Verbleib in der Union 
lauter. Ob es um den Austritt von Mitgliedsstaaten geht, um Fragen 
der Rechtsstaatlichkeit oder um einen gerechten  Verteilungsschlüssel 
für aus Seenot Gerettete: In Zeiten von erstarkendem Rassismus, 
Populismus, Nationalismus und den 
damit verbundenen Ausgrenzungs- und 
Abschottungstendenzen braucht die 
Europäische Union mehr Akzeptanz bei 
den Mitgliedsstaaten und ihren Bewoh-
ner*innen. Die europäische Idee muss 
von den europäischen Gesellschaften 
selbst gestützt und gestärkt werden. Nur 
so kann ein dauerhaft friedliches und 
solidarisches Europa bewahrt werden. Ein 
Ziel der politischen Bildung sollte es daher 
sein, jungen Menschen die Europäische 
Union näher zu bringen und die Bedeu-
tung dieses einmaligen Friedensprojektes 
aufzuzeigen. Zudem ist es wichtig, den 

„[W]ir [setzen] uns für 
ein geeintes Europa ein, 
unterstützen die euro-
päische Integration und 
fordern grenzüber-
schreitende Solidarität. 
Nationale Ressentiments 
und Egoismen bekämpfen 
wir.“
AWO Grundsatzprogramm, S. 16
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Teilnehmer*innen bewusst zu machen, welche Vorteile es mit sich 
bringt, Teil dieser starken Gemeinschaft zu sein und mit ihnen zu 
diskutieren, warum die Idee eines gemeinsamen Europas schützens-
wert ist. 

AWO-Positionen 

• AWO Bundesverband e. V. (Hrsg.): Gemeinsam für ein soziales und 
solidarisches Europa – Europapolitische Forderungen der Arbeiterwohlfahrt 
(AWO) für die Europawahl (2019): http://www.awo.org/sites/default/
files/2019-02/190117_Forderungen_EPW2019_screen_0.pdf

• AWO Bundesverband e. V. (Hrsg.): Wahlprüfsteine der Arbeiterwohlfahrt (AWO) 
für die Europawahl 2019: http://www.awo.org/sites/default/files/2019-
02/190117_Wahlpr%C3%BCfsteine_EPW2019_screen.pdf

Hintergrundinformationen 

• Bundeszentrale für politische Bildung: Dossier zur EU: www.bpb.de/
internationales/europa/europaeische-union/

http://www.awo.org/sites/default/files/2019-02/190117_Forderungen_EPW2019_screen_0.pdf
http://www.awo.org/sites/default/files/2019-02/190117_Forderungen_EPW2019_screen_0.pdf
http://www.awo.org/sites/default/files/2019-02/190117_Wahlpr%C3%BCfsteine_EPW2019_screen.pdf
http://www.awo.org/sites/default/files/2019-02/190117_Wahlpr%C3%BCfsteine_EPW2019_screen.pdf
http://www.bpb.de/internationales/europa/europaeische-union/
http://www.bpb.de/internationales/europa/europaeische-union/
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Nachhaltigkeit

Das Ziel von Nachhaltigkeit ist es, nachfolgenden Generationen 
ein ebenso gutes Leben zu ermöglichen wie den Menschen in der 
Gegenwart. So dürfen im Sinne der Nachhaltigkeit nicht mehr 
Ressourcen verbraucht werden, als nachwachsen können. Neben der 
ökologischen Dimension umfasst Nachhaltigkeit aber auch ökonomi-
sche, soziale und kulturelle Aspekte.

Die Arbeiterwohlfahrt ist sich ihrer Verantwortung gegenüber der 
Umwelt und den kommenden Generationen bewusst. Sie handelt 
in sozialer, wirtschaftlicher, ökologischer und internationaler 
Verantwortung und setzt sich für einen sorgsamen Umgang mit 
vorhandenen Ressourcen ein. In den Einrichtungen und Diensten 
der AWO spielt das Thema Nachhaltigkeit zunehmend eine Rolle. So 
arbeitet der Verband an zahlreichen Standorten systematisch am 
Klimaschutz. AWO International e. V. setzt sich weltweit dafür ein, 
die Lebensumstände von benachteiligten Menschen dauerhaft zu 
verbessern, gibt Impulse für werteorientiertes, nachhaltiges Handeln 
und macht sich für den Fairen Handel stark. 

Die Diskussionen rund um den Klimaschutz sind nicht erst seit 
den „Fridays For Future“-Demonstrationen in aller Munde. Seit 
vielen Jahren warnen Klimaforscher*innen eindringlich vor den 
Auswirkungen des Klimawandels. Weltweit existieren verheerende 
 Arbeitsbedingungen von Menschen, die Schere zwischen Arm und 
Reich wird zunehmend größer. Obwohl Nachhaltigkeit insbesondere 
die kommenden Generationen betrifft, sind sich viele Jugendliche 
und junge Erwachsene der Auswirkungen ihres Konsums und ihrer 
Handlungen nicht bewusst oder fühlen sich ohnmächtig gegen-
über Politik und Wirtschaft. Es liegt daher nahe, die verschiedenen 
Aspekte der Nachhaltigkeit in den Seminaren der Freiwilligendienste 
zu thematisieren und das Thema als Querschnittsaufgabe zu veran-
kern. Zusammen mit drei weiteren Verbänden hat die AWO daher 
das Projekt „Bildung für nachhaltige Entwicklung (BNE) in den 
Freiwilligendiensten“ durchgeführt. Nützliche Links zu Initiativen 
und Bildungsmaterialien, welche die Entwicklung eigener Bildungs-
konzepte unterstützen, finden sich im Pool der Projektwebseite. Die 
Freiwilligen sollen beim Thema Nachhaltigkeit ermutigt werden, sich 
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mit den Auswirkungen des eigenen Lebensstils auseinanderzuset-
zen. Ihr Bewusstsein für die Umwelt, die eigene Verantwortung und 
die Selbstwirksamkeit kann hierdurch gestärkt werden.

„Gerechtigkeit erfordert, unsere 
Lebensweise für kommende 
Generationen und zum Wohl der 
Natur nachhaltig zu gestalten. 
Nachhaltigkeit bedeutet für uns, 
sich konsequent für die Erhaltung 
der natürlichen Lebensgrundlagen 
einzusetzen. Die ökologische und 
soziale Gestaltung einer 
Gesellschaft und Wirtschaft […] 
muss weltweit eine lebenswerte 
Zukunft sichern.“ 

AWO Grundsatzprogramm, S. 5

AWO-Positionen 

• AWO International: www.awointernational.de
• AWO-Stellungnahme „AWO setzt klares Zeichen für den Klimaschutz“ (2016): 

www.awo.org/awo-setzt-klares-zeichen-fuer-den-klimaschutz
• AWO-Artikel: AWO startet bundesweites Projekt zum Klimaschutz (2018):  

www.awo.org/awo-startet-bundesweites-projekt-zum-klimaschutz
• Projektwebseite BNE in den Freiwilligendiensten:  

https://bne-freiwilligendienste.de/
• Landesjugendwerk der AWO NRW: Themen-Mappen in einfacher Sprache 

https://gutesundschoenesleben.de/gsl20/material/index.html (2020)

http://www.awointernational.de
http://www.awo.org/awo-setzt-klares-zeichen-fuer-den-klimaschutz
http://www.awo.org/awo-startet-bundesweites-projekt-zum-klimaschutz
https://bne-freiwilligendienste.de
https://gutesundschoenesleben.de/gsl20/material/index.html
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5. Didaktik und Methoden 

Die Didaktik und Methoden der politischen Bildung leiten sich von 
den Zielen (vgl. Kap. 2) und Inhalten (vgl. Kap. 4) ab, auch sind 
die jeweiligen Zielgruppen und die Rahmenbedingungen relevant. 
Von besonderer Bedeutung ist dabei der spezielle Charakter der 
politischen Bildung vor dem Hintergrund der Werte der AWO und des 
Jugendwerks der Arbeiterwohlfahrt. In der Praxis bedeutet dies, dass 
die Idee von Empowerment und Hilfe zur Selbsthilfe handlungslei-
tend ist.

Grundsätzlich werden die Bildungseinheiten mit Hilfe der ZIMT- 
Methode konzipiert, d.h. es werden vorausschauend die Aspekte 
Ziel, Inhalt, Methode und Zeitmanagement geplant. Durch eine 
Ergebnissicherung werden die Inhalte und Ergebnisse für die 
Freiwilligen festgehalten, außerdem dienen sie der Überprüfung der 
Zielerreichung durch die pädagogischen Fachkräfte. Konkrete Praxis-
beispiele aus den Seminaren der AWO-Freiwilligendienste lassen sich 
unter http://awo-net.awo.org finden. Für die Austauschplattform 
können AWO-Kolleg*innen beim Bundesverband Zugangsdaten 
beantragen.

Die Digitalisierung bietet auch im Freiwilligendienst weitere Mög-
lichkeiten der Seminargestaltung. Teilnehmende können so auf 
neuen Wegen erreicht werden, unabhängig von Zeit und (Seminar-)
Raum. Dies zeigte sich bei der Durchführung von Online-Seminaren 
während der Corona-Pandemie 2020, als Präsenz-Veranstaltungen 
aufgrund von Hygiene- und Abstandsregelungen nicht mehr ohne 
weiteres möglich waren und alternative Seminarformen erprobt 
wurden. Videokonferenzen, Onlinetools und der Austausch über 
gemeinsam genutzte Plattformen ersetzen jedoch keine Inhalte, 
sondern bieten nur eine weitere Möglichkeit des Zugangs und 
der Kommunikation. Digitale Teilhabe ist dabei eine wichtige 
Grundannahme für soziale Teilhabe. Auch hier sind die Vorausset-
zungen unterschiedlich verteilt und drohen diejenigen Menschen 
auszuschließen, die nicht über die notwendigen technischen Mittel 

http://awo-net.awo.org
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oder Fähigkeiten verfügen. Eine stabile Internetverbindung ist 
beispielsweise nicht immer gegeben, gerade in ländlichen Gebieten. 
So kommt es zunächst darauf an, die Zugangsmöglichkeiten für 
alle Teilnehmenden soweit wie möglich sicherzustellen, wenn ein 
Seminar in den digitalen Raum verlagert wird. 

Unabhängig davon, ob ein Seminar analog oder digital durchgeführt 
wird, werden beim didaktischen Aufbau und der Methodenauswahl 
für die Seminargestaltung folgende Kriterien berücksichtigt:

 P Zielgruppenorientierung: Relevant sind hier z. B. die 
Gruppen größe und deren Zusammensetzung hinsichtlich 
Alter, Bildungs- und Migrationshintergrund, die Einsatz-
bereiche der Teilnehmenden und die einzelnen  Biografien, 
in denen z. B. Diskriminierungserfahrungen eine Rolle 
spielen können. Die Perspektive der Teilnehmenden sollte 
miteingebunden werden.

 P Tagesaktueller Bezug: Es können aktuelle Themen aufgriffen 
werden, für die dann z. B. Nachrichtensendung, Zeitungs-
artikel, Internetbeiträge etc. einbezogen werden können.

 P Lokaler/regionaler Bezug: Das konkrete Setting im Tagungs-
haus spielt eine Rolle ebenso wie der Sozialraum, in dem 
sich das Tagungshaus befindet, v. a. wenn der Außenraum in 
das Seminar miteinbezogen werden soll.

 P Problemorientierung: Durch die Lösungen von kniffligen 
Aufgaben oder dem Aufzeigen eines Dilemmas kann eine 
besondere Relevanz für die Beteiligten hergestellt werden. 

 P Methodenvielfalt und -Abwechslung: Da die Teilnehmen-
den unterschiedliche Zugänge haben, sollten verschiedene 
und v. a. auch aktivierende Methoden zum Einsatz kommen.

 P Input als Grundlage für Urteilsbildung: Durch die Refe-
rent*innen werden Inhalte und Hintergrundinformationen 
eingebracht, die die Freiwilligen sich so nicht selbst er-
schließen können.
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 P Generalisierung: Ausgehend vom Einzelfall (gegebenenfalls 
mit Bezug zum praktischen Einsatz) kann eine Generalisie-
rung stattfinden, diese Erkenntnisse können dann wiederum 
auf andere Fälle angewendet werden.

 P Flexibilität: Die pädagogischen Fachkräfte sollten hinsicht-
lich der Themen und Methoden ausweichen können, wenn 
es die Situation erfordert, es ist also hilfreich, einen Plan B 
dabeizuhaben.

 P Partizipation: Die Freiwilligen werden bei der Gestaltung 
der Rahmenbedingungen und der Auswahl der Themen und 
Methoden beteiligt.

 P Geschlechterparität: Möglichst paritätisch besetzte Teams 
mit gleichwertigen Redeanteilen sind anzustreben.

 P Einbezug von Expert*innen: Für eine authentische und 
differenzierte Perspektive sollte möglichst nicht nur über, 
sondern mit Betroffenen gesprochen werden und sollten 
diese  selber als Expert*innen zu Wort kommen. 

 P Reflexion: Auswertung und gegenseitiges Feedback nach 
dem Seminar sind wichtige Elemente, um auch für die 
 Referent*innen einen Lerneffekt sicherzustellen.
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